
Aktenzeichen: 4 AZR 574/90 
Bundesarbeitsgericht 4. Senat

I. Arbeitsgericht 
Rheine

II. Landesarbeitsgericht 
Hamm

Urteil vom 13. Juni 1991
- 4 AZR 574/90 -
Urteil vom 07. Februar 1990
- 2 Ca 578/89 -
Urteil vom 14. August 1990
- 7 Sa 623/90 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : NeinFür das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Eingruppierung einer Gruppenleiterin in Behindertenwerkstatt

Gesetz:
BAT-KF: Mitarbeiter in Werkstätten für Behinderte - Fall­
gruppen 9 - 1 3

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:
Die Klägerin ist Kinderpflegerin mit sonderpädagogischer 
Zusatzausbildung; sie hat damit keine staatliche Anerkennung 
als Erzieherin
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4 AZR 574/90
7 Sa 623/90 Hamm Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
13. Juni 1991 Urteil
Haust,Amtsinspektorin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 13. Juni 1991 durch den Vor­
sitzenden Richter Schaub, die Richter Dr. Etzel und
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Dr. Freitag sowie die ehrenamtliche Richterin Scharnann \md
den ehrenamtlichen Richter Dr. Apfel für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 14. August 1990 
- 7 Sa 623/90 - wird auf Kosten der Klägerin 
zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d :

Die Klägerin ist seit dem 1. Januar 1981 bei der Beklagten, 
die eine Werkstatt für Behinderte unterhält, als Gruppenleiterin 
beschäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis findet aufgrund arbeits­
vertraglicher Vereinbarung der Bundes-Angestelltentarifvertrag in 
kirchlicher Fassung (BAT-KF) Anwendung. Die Klägerin erhält Ver­
gütung nach VergGr. V c BAT-KF.

Die Klägerin hat nach dem Hauptschulabschluß im Jahre 1966 
eine Ausbildung als Kinderpflegerin am 1. Juni 1969 mit Erfolg 
abgeschlossen. In der Zeit vom 1. Oktober 1971 bis zum 31. Mai 
1976 war sie an einer Heimsonderschule für geistig behinderte 
Schüler als sonderpädagogische Assistentin tätig. Während dieser 
Zeit absolvierte sie eine viersemestrige sonderpädagogische Zu- 
satzausbildung in Verhaltens- und Behindertenpädagogik an der 
Universität Mainz und schloß diese am 18. Juni 1975 mit der son­
derpädagogischen Zusatzprüfung für sozialpädagogische Fachkräfte
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ab. In der Zeit vom 12. April 1977 bis zum 31. Dezember 1978 war 
die Klägerin als Erzieherin in einer pädagogisch-therapeutischen 
Kindertagesstätte und anschließend bis zum 31. Dezember 1980 als 
Erzieherin bei der Arbeiterwohlfahrt beschäftigt.

Bei der Beklagten erhielt die Klägerin zunächst Vergütung 
nach VergGr. VI b BAT-KF und seit dem Jahre 1983 Vergütung nach 
VergGr. V c BAT-KF.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, daß ihr zumindest 
seit dem 1. Januar 1989 Vergütung nach VergGr. V b BAT-KF zuste­
he. Sie erfülle das Tätigkeitsmerkmal der VergGr. V b in der 
Fallgruppe 13 der allgemeinen Vergütungsordnung zum BAT-KF für 
Mitarbeiter in Werkstätten für Behinderte (2.34). Dieses setze 
eine einjährige Eingruppierung und Bewährung in der VergGr. V c 
für Mitarbeiter der Fallgruppen 11 und 12 voraus. Sie gehöre zu 
den Mitarbeitern der Fallgruppe 11. Insoweit werde eine Ausbil­
dung wie in den Fallgruppen 9 a) bis c) und eine anerkannte Zu­
satzausbildung (z.B. Werkstattleiterlehrgang oder heilpädagogi­
sche Zusatzausbildung) gefordert. Dazu hat die Klägerin die Auf­
fassung vertreten, daß sie als "staatlich anerkannte Erzieherin" 
im Sinne der Fallgruppe 9 a) anzusehen sei, da sie aufgrund der 
sonderpädagogischen Zusatzprüfung als sozialpädagogische Fach­
kraft anerkannt worden sei. Jedenfalls verfüge sie aber über eine 
"gleichwertige Fachausbildung" im Sinne der Fallgruppe 9 c). Dies 
folge aus ihrer staatlichen Anerkennung als Kinderpflegerin, ih­
rer langjährigen Tätigkeit als sozialpädagogische Fachkraft und 
der erfolgreich abgeschlossenen Zusatzausbildung, die grundsätz­
lich nur Erziehern, Sozialpädagogen oder Sozialarbeitern offen
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stehe. Ihre Zusatzausbildung erfülle auch die Anforderungen der 
Fallgruppe 11, da sie einem Werkstattleiterlehrgang bzw. einer 
heilpädagogischen Zusatzausbildung zumindest gleichwertig sei. 
Ihre Tätigkeit hätte damit von Anfang an dem Tätigkeitsmerkmal 
der VergGr. V b BAT-KF Fallgruppe 11 entsprochen, so daß ihr nach 
mehrjähriger Bewährung zumindest seit dem 1. Januar 1989 Vergü­
tung nach VergGr. V b BAT-KF zustehe.

Die Klägerin hat beantragt

festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, 
ihr rückwirkend zum 1. Januar 1989 eine Vergütung 
entsprechend der VergGr. V b BAT-KF zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hat die Auffassung vertreten, daß der Klägerin 
ein Anspruch auf Vergütung nach VergGr. V b BAT-KF nicht zustehe, 
da sie die Voraussetzungen der Fallgruppe 11 und damit diejenigen 
der Fallgruppe 13 nicht erfülle. Ihr fehle die staatliche Aner­
kennung als Erzieherin. Auch sei die Ausbildung zur Kinderpflege­
rin keine gleichwertige. Fachausbildung. Außerdem verfüge sie 
nicht über die in Fallgruppe 11 geforderte anerkannte Zusatzaus­
bildung. Ihre sonderpädagogische Zusatzausbildung reiche insoweit 
nicht aus, da sie sich speziell auf den Einsatz in Sonderschulen 
und damit auf den Umgang mit behinderten Kindern und Jugendli­
chen, nicht aber auf den mit behinderten Erwachsenen bezogen ha­
be.
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Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar­
beitsgericht hat sie abgewiesen. Mit der Revision begehrt die 
Klägerin die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils. Die 
Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d  u n g s  g r ü n d e  :

Die Revision ist unbegründet. Das Landesarbeitsgericht hat 
mit Recht erkannt, daß der Klägerin ein Anspruch auf Vergütung 
nach VergGr. V b BAT-KF nicht zusteht.

Auf das Arbeitsverhältnis findet aufgrund arbeitsvertragli­
cher Vereinbarung der sog. Bundes-Angestelltentarifvertrag in 
kirchlicher Fassung (BAT-KF) Anwendung. Dabei handelt es sich 
nicht um einen Tarifvertrag im Sinne des Tarifvertragsgesetzes, 
sondern um eine einseitig von der Kirchenleitung gesetzte Ordnung 
der arbeitsvertraglichen Beziehungen, die in der Praxis aller­
dings wie ein Tarifvertrag behandelt wird (vgl. BAG Beschluß vom 
5. Januar 1989 - 4 AZN 629/88 - AP Nr. 37 zu § 72 a ArbGG 1979 
Grundsatz).

Auf die Regelungen des BAT-KF ist im Arbeitsvertrag Bezug 
genommen. Daraus folgert das Landesarbeitsgericht mit Recht, daß 
der Klägerin nicht nur die arbeitsvertraglich vereinbarte Vergü­
tung nach VergGr. V c BAT-KF, sondern gegebenenfalls eine höhere 
Vergütung zusteht, wenn ihre Tätigkeit die entsprechenden Tätig­
keitsmerkmale der allgemeinen Vergütungsordnung zum BAT-KF er­
füllt (vgl. BAG Urteil vom 12. Dezember 1990 - 4 AZR 306/90 -,
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zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen) . Als solche 
kommen allein in Betracht:

2.3.4 Mitarbeiter in Werkstätten für Behinderte
Fallgruppe Tätigkeitsmerkmal Verq.-Gr.
9. Mitarbeiter in Werkstätten für

Behinderte1
a) mit abgeschlossener Ausbildung als 

Handwerksmeister,
b) mit staatlicher Anerkennung als 

Erzieher,
c) mit gleichwertiger Fachausbildung,
d) mit Gesellenbrief und anerkannterZusatzausbildung2. VI b

11. Mitarbeiter in Werkstätten für
Behinderte mit einer Ausbildung wie 
in Fallgruppe 9 a bis c und aner­
kannter Zusatzausbildung (z.B. Werk­
stattleiterlehrgang der Lebenshilfe 
oder heilpädagogische Zusatzausbil­
dung) 1 V c

13. Mitarbeiter der Fallgruppen 11 und 12 
nach einjähriger Eingruppierung und 
Bewährung in der VergGr. V c. V b

Das Landesarbeitsgericht nimmt an, daß die Klägerin das Tä- 
tigkeitsmerkmal der VergGr. V b BAT-KF Fallgruppe 13 nicht er­
füllt, weil sie nicht zu den in Fallgruppe 11 genannten Mitarbei­
tern gehöre. Dabei könne dahinstehen, ob sie die geforderte aner­
kannte Zusatzausbildung habe, weil sie schon nicht über die in 
den Fallgruppen 9 a bis c verlangte Ausbildung verfüge. Sie sei 
weder staatlich anerkannte Erzieherin (Fallgruppe 9b), noch habe 
sie eine gleichwertige Fachausbildung (Fallgruppe c).
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Diesen Ausführungen des Landesarbeitsgerichts ist zuzustim­
men. Die Klägerin hat nicht die "staatliche Anerkennung" als Er­
zieherin. Mit der staatlichen Anerkennung wird eine die erfolg­
reiche Berufsausbildung zur Erzieherin abschließende staatliche 
Verleihung der Berechtigung, die Berufsbezeichnung "staatlich an­
erkannte Erzieherin" zu führen, verlangt (vgl. Blätter zur Be­
ruf skunde, 2 IV A 20, 8. 42), Diese hat die Klägerin unstreitig 
nicht. Eine staatliche Anerkennung liegt entgegen der Auffassung 
der Klägerin auch nicht in der Zulassung und im Abschluß der son­
derpädagogischen Zusatzausbildung. Die staatliche Anerkennung 
ist ein formeller Akt, der nicht durch die Zulassung zu ander­
weitigen Ausbildungen und deren erfolgreichen Abschluß ersetzt 
werden kann.

Zutreffend führt das Landesarbeitsgericht ferner aus, daß 
die Ausbildung der Klägerin als staatlich anerkannte Kinderpfle­
gerin keine "gleichwertige Fachausbildung" im Sinne der Fallgrup­
pe 9 c sei. Bei der Interpretation des Rechtsbegriffs der 
"gleichwertigen Fachausbildung" kann die Senatsrechtsprechung zum 
Rechtsbegriff der "gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen" 
herangezogen werden (vgl. BAG Urteil vom 29. September 1982 
- 4 AZR 1161/79 - AP Nr. 66 zu §§ 22, 23 BAT 1975). Danach muß es 
sich um eine Ausbildung handeln, die nicht dasselbe Wissen und 
Können vermittelt, wie die Ausbildung zur staatlich anerkannten 
Erzieherin, wohl aber eine ähnlich gründliche Beherrschung eines 
entsprechend umfangreichen Wissensgebietes.
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Dies hat das Landesarbeitsgericht mit Recht verneint. Die 
Ausbildungen zur staatlich anerkannten Erzieherin und zur staat­
lich anerkannten Kinderpflegerin unterscheiden sich nach den Zu­
gangsvoraussetzungen, den Inhalten und der Zielrichtung, wie das 
Landesarbeitsgericht eingehend ausführt und auch der Senat im Ur­
teil vom 15. Februar 1984 (- 4 AZR 497/81 - AP Nr. 84 zu §§ 22,
23 BAT 1975) deutlich gemacht hat. Die Ausbildung zur Kinderpfle­
gerin ist darauf gerichtet, diejenigen Kenntnisse und Fähigkeiten 
zu vermitteln, die zur Unterstützung sozialpädagogischer Fach­
kräfte, wie Erziehern, notwendig sind (Blätter zur Berufskunde,
2 IV A 12, S. 1). Sie führt damit nicht zur Beherrschung eines

f

entsprechend umfangreichen Wissensgebietes wie eine Erzieheraus­
bildung. Dies kommt, wie das Landesarbeitsgericht mit Recht aus­
führt, auch in der geringeren tariflichen Bewertung der Tätigkei­
ten von Kinderpflegern in den tariflichen Bestimmungen der 
Anl. 1 a zum BAT zum Ausdruck. Mit Recht verweist das Landes- 
arbeitsgericht auch darauf, daß in Fallgruppe 9 c allein an die 
Ausbildung, nicht aber an die Art der Tätigkeit angeknüpft wird. 
Daraus folgt, daß die langjährigen praktischen Erfahrungen der 
Klägerin als Erzieherin die Anforderungen hinsichtlich des for­
malen Ausbildungsabschlusses nicht ersetzen können.

Der erfolgreiche Abschluß der sonderpädagogischen Zusatzaus­
bildung läßt ebenfalls nicht den Schluß zu, daß die Klägerin eine 
"gleichwertige Fachausbildung" im Sinne der Fallgruppe 9 c hat.
Zu der Zusatzausbildung sind grundsätzlich nur Erzieher, So­
zialpädagogen oder Sozialarbeiter zugelassen. Dies zeigt, daß 
grundsätzlich eine entsprechende Fachausbildung, auf der die Zu-

9
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


9

satzausbildung aufbaut, vorliegen muß. Die Zusatzausbildung ver­
mittelt damit nicht die der einschlägigen Fachausbildung entspre­
chenden Fähigkeiten und Kenntnisse, sondern Spezialkenntnisse auf 
einem eng begrenzten Teilgebiet, hier auf dem Gebiete der sonder­
pädagogischen Tätigkeit in Sonderschulen. Auch wenn die Klägerin 
aufgrund einer Ausnahmegenehmigung zu der Zusatzausbildung zuge­
lassen worden ist, läßt ihre erfolgreiche Teilnahme an der Wei­
terbildungsmaßnahme nur auf den Erwerb entsprechenden speziellen 
Wissens und Könnens schließen, ersetzt aber nicht eine entspre­
chende Grundausbildung.

Erfüllt die Klägerin damit nicht die Ausbildungsanforderun­
gen der Fallgruppe 9 b oder c, so kann dahinstehen, ob ihre son­
derpädagogische Zusatzausbildung einer anerkannten Zusatzausbil­
dung, insbesondere einer heilpädagogischen Zusatzausbildung im 
Sinne der Fallgruppe 11 - wofür vieles spricht -, gleichsteht.

Die Klägerin hat die Kosten ihrer erfolglosen Revision nach 
§ 97 Abs. 1 ZPO zu tragen.

Schaub Dr. Etzel Dr. Freitag
Schamann Dr. Apfel
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